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Der deutſch franzöſiſche
Notenwechſel

afed z 6.Der franzöſiſche Miniſterpräſident hat in der vom
tag auf Dienstag in Paris eine Note übergeben laſſen,

der es heißt:
„Jn meinem Schreiben vom 2. April hatte ich Sie ge

beten, bei Jhrer Regierung darauf zu dringen, daß die deut
ſchen Truppen, die unrechtmäßigerweiſe in die durch
den Artikel 42 feſtgeſetzte neutrale Zone eingedrungen ſind,
unverzüglich zurückgezogen würden. Da bisher
die Antwort auf dieſes Erſuchen ausgeblieben iſt, bringe ich
Ihnen zur Kenntnis, daß der Oberbefehlshaber der Rhein
armee den Befehl erhalten hat, die Städte Frank
furt, Homburg, Hanau, Darmſtadt und Die-
burg ſofort zu beſetzen. Dieſe Beſetzung wird auf-
hören, ſobald die deutſchen Truppen die neutrale Zone voll
ſtändig geräumt haben werden.“

Dieſer Mitteilung iſt der Vormarſch franzöſiſcher Truppen
vorangeeilt. Sie haben heute nacht Frankfurt und Darm-
ſtadt beſetzt und ſind im Begriff, die übrigen Städte zu
beſetzen. Die deutſche Regierung hat bis z alles getan, um
dieſes unerhörte, mit dem Sinne Friedensvertrags
im Einklang ſtehende noch in dieſer Ausdehnung mit der Gering-
fügigkeit unſerer Ruhraktion in Einklang zu bringende Vor
gehen zu verhindern.

Bedingte Genehmigung
Am 28. März teilte die frangöſiſche Regierung mit, daß ſie

für einen Truppenein-marſch in das Ruhrgebiet nur geben könne, wenn die fünf
deutſchen Städte von ihr beſetzt werden dürften, wobei die Lokal
verwaltungen beſtehen bleiben und vor allem die Militärbehörden
erſucht werden ſollten, in Darmſtadt den normalen Funktionen
der heſſiſchen Regierungsgewalt kein Hindernis in den Weg zu

legen.
Die deutſche Regierung konnte auf dieſes, durch kein ſach
liches Moment begründetes Anſinnen nicht eingehen und machte
den Gegenvorſchlag, daß den Franzoſen die Beſetzung
erlaubt werden ſollte, wenn die r aus dem Ruhrgebiet
innerhalb einer beſtimmten Friſt nicht zurückgegogen ſeien.
Herr Jaldologue, mit dem die Verhandlungen geführt wurden,

erklärte ſich telephoniſch damit einverſtanden und
heſtätigte dieſes Telephongeſpräch durch folgendes Schreiben

„Beſtätigung eines telephoniſchen Geſprächs vom 29. März,
8 Uhr abends. Wenn die deutſche Regierung auf ihrer Forde-
rung, Truppen in das Ruhrgebiet zu entſenden, beſteht, ſo
wäre Herr Millerand geneigt, dem zuzuſtimmen unter
der Vedingung, daß die fraglichen Truppen innerhalb einer
Friſt von zwei oder drei Wochen aus der neu
twalen Zone zurückgezogen werden.

Der Einmarſch unnötig
Am 30. März machte die franzöſiſche Regierung ihre Er

laubnis für den Einmarſch mit einem Male vom
Nachweis der abſoluten Notwendigkeit abhängig und erklärte
ihrerſeits den Einmarſch für unnötig und gefähr-

lich. Da inzwiſchen die Mitteilungen über das Bandenunweſen
im Ruhrgebiet ſich häuften und von allen Seiten und allen Par

ien die Notſchreie kamen, war an eine weitere Verſchiebung des
kinmarſches nicht mehr zu denken.

Die deutſche Regierung ließ daher am 2. April in Paris die
Note übergeben, die auch den Geſchäftsträgern in den anderen

alliterten Ländern zur Uebermittelung an die betreffende Re
n überſandt wurde, wie überhaupt während der ganzen
Zeit ſowohl in den alliierten Hauptſtädten wie auch hier an die
remden Geſchäftsträger die genaueſten Jnformationen über den
dortgang der Ruhvrangelegenheit gegeben wurden.

Der deutſche Einſpruch
Am 2. April abends erneuerte die franzöſiſche Regierung in

beankwortung der deutſchen Note ihre Forderung nach

reren dem R S n und h eurückziehung der im Ruhrgebiet einmarſchiertenEs heißt in der Note: ja woran
„Die ernſten Nachrichten, die über den Ausbruch blu-

liger Kämpfe im rheiniſch- weſtfäliſchen Gebiet
Nitte März hier agen, haben die deutſche Regierung bereits
damals veranlaßt, die alliierten Regierungen um ihre Zu
kinmung zur vorübergehenden Entſendung
beſchränkter Truppenmengen in das bedrohte, innerhalb der
ö0-KilometerZone liegende Gebiet unter gleichgeitigem An

bieten von Garantien für die rechtzeitige Herausziehung dieſer
Streitkräfte zu bitten.
iſt darauf erwidert worden daß ſie ihrerſeits dem deutſchen

inſche nur entſprechen könne, wenn alliierte Truppen die
Städte Frankfurt am Main, Hangu, Homburg,
Dieburg und Darmſtadt ſolange und in gleicher Stärke
beſetzen dürften, als deutſche Truppen über das bisher zu
gelaſſene Maß ſich im Ruhrgebiet befinden. Die deutſche Re

gerung hat ſich unter Zurückſetzung der ſchweren
vedenken, die einer weiteren Beſetzung deutſcher Landesteile
entgegenſtehen, bereit erklärt, einem Einrücken alliierter Truppen

m die bezeichneten Orte für den Fall zuzuſtimmen, daß die
ber das bereits bisher vereinbarte Maß im Ruhrgebiet befind

den deutſchen Truppen das 50-Kilometer Gebiet innerhalb
üner beſtimmten von den Alliierten noch feſtguſehzenden Friſt

ch verlaſſen hätten.
Aus den Verhandlungen, die hierſber von den deutſchen

drtretern mit den Alliierten geführt worden ſind r
deß die all iterten Regierungen ſich mit dieſem

Von ſeiten der franzöſiſchen Regierung

Mittwoch, 7. April

Keueſte Tagesnachrichten
Das Reichskabinett hat in einer Sitzung die durch

das franzöſiſche Vorgehen geſchaffene Lage eingehend be
ſprochen.
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Der Verkehrsſtreik

Sonnabend abend beendet.

Nach Meldungen aus Köln hat der Bochumer
Arbeiterrat bei der Entente den Einmarſch fran
zöſiſcher Truppen in das neutrale Gebiet gefordert.

F Präſident Deschanel traf geſtern vormittag in
Nizza ein.

in Hamburg iſt ſeit

Vorſchlage grundſätzlich einverſtanden erklärten.
Nicht nur die britiſche Regierung, ſondern auch der
franzöſiſche Miniſterpräſident hatten den deutſchen
Vertretern entſprechende Erklärungen abgegeben, ſo daß die
deutſche Regierung hoffen konnte, binnen kürzeſter Zeit auch
die zur Herſtellung eines Einverſtändniſſes nötigen Formalitäten
feſtzuſetzen. Neuerdings hat es dann die frangöſiſche Regierung
noch als notwendig bezeichnet, den Nachweis dafür zu erhalten,
daß in der Tat ohne Einrücken von Truppen die Ruhe in der
0Kilometer-Zone nicht aufrechtzuerhalten ſei.

Nach den im höchſten Grade beunruhigenden. Nachrichten, die
ſeitdem unabläſſig der deutſchen Regierung zugegangen ſind und
noch zugehen, läßt ſich leider nicht mehr daran zweifeln, daß die
alsbaldige Wiederherſtellung von Ruhe und Ordnung ohne
vorübergehendes Ein greifen militäriſcher
Kräfte unmöglich iſt. Die Lage hat ſich, wie die ſtündlich
eintreffenden dringendſten Hilferufe beweiſen, in einer Weiſe
zugeſpitzt, daß heute nicht nur das Wohl und Wehe der Ve
wohner jener Landesteile aufs Spiel geſetzt ſind, ſondern der
Beſtand des ganzen Wirtſchaftslebens in Deutſchland ſchwer be
droht iſt. Kommuniſten und Mob haben das geſamte öffent-
liche Leben unter maßloſem Terror gehalten, wahllos Plün
derungen vorgenommen, die Tätigkeit der Stadtorgane lahm
gelegt und Leben und Sicherheit bedroht. Die Verhältniſſe haben
ſich dahin entwickelt, daß es gen Stillſtand der induſtriellen
Erzeugung, insbeſondere der Kohlenförderung und der
Hochöfenbetriebe, und zur Stillegung des Eiſen
bahnverkehrs kommen muß. Damit wäre die Aufrecht
erhaltung des gewerblichen Lebens und die geordnete Verſorgung
mit Nahrungsmitteln nicht nur im Gebiet der Unruhen, ſondern
in ganz Deutſ-hland gefährdet. Eine Leitung, durch die die
Dinge einigermaßen in geregelte Bahnen hätten geführt werden
können, beſteht nicht mehr. Zwar haben ſich die neugebildeten
Vollzugs und Zentralräte zu Abmachungen verſtanden, die den
Abbruch des Generalſtreiks und die Herſtellung der Ruhe und
Ordnung bezwecken. Dieſe Abmachungen ſind aber tatſächlich
wertlos, weil die auf aufſtändiſcher Seite Beteiligten, die ſie
eege haben, nicht mehr die Macht haben, um ſie durcheu

ren.
Die deutſche Regierung hat durch ihre Vertreter in ein

gehenden Ausführungen den alliierten Regierungen von dieſem
Stande der Dinge Kenntnis gegeben und glaubt, namentlich durch
die Mitteilungen, die ſie auf Grund ihrer neueſten Feſtſtellungen
gemacht hat, den Nachweis erbracht zu haben, daß eine ſyſte
matiſche Herſtellung der Ordnung durch die Truppen um keine
Stunde mehr verzögert werden darf. Die deutſche
Regierung iſt für Leben und Freiheit ihrer in den bedrohten
Bezirken befindlichen Volksgenoſſen verantwortlich und darf
ſie nicht im Stiche laſſen. Sie hat daher geglaubt, die
formelle Zuſtimmung der alliierten Regierungen zu dem Einmarſche deutſcher Reichswehrtruppen
in die bezeichnete Zone nicht mehr abwarten und den
Vormarſch der Truppen nicht weiter auf-halten zu dürfen. Es handelt ſich dabei nicht um ein Vor
gehen gegen die arbeitende Bevölkerung, deren Vertreter viel
mehr ſelbſt dringend um Hilfe gebeten haben, ſondern
nur um die Bekämpfung anarchiſtiſcher Elemente. Die Leitung
des Unternehmens iſt dem Reichskommiſſar Severing über
tragen worden. Die deutſche Regierung zweifelt nicht daran, da
die alliierten Regierungen unter dieſen Umſtänden unter Berück-
ſichtigung der deutſchen Notlage ihre Zuſtimmung erteilen
werden, um die ſie hiermit bittet. Sie wiederholt in ein-
dringendſter Weiſe ihr ſchon früher gemachtes Anerbieten, jede
denkbare Garantie dafür zu geben, daß die Truppen unvber
züglich nach Wiederherſtellung der Ordnung zurück
gezogen werden. Insbeſondere würde ſie auch bereit ſein, der
Entſendung einer interalliierten Kommiſſion zuzuſtimmen, die
ſich an Ort und Stelle davon überzeugen könnte, bis wann die
Gegenwart der deutſchen Truppen durch die Verhältniſſe gerecht
fertigt iſt, und der in jeder Beziehung Erleiſchterungen zur Feſt
ſtellung der Tatſachen gewährt werden würden. Die deutſche
Regierung hofft, daß ſich die alliierten Regierungen der Er
kenntnis nicht verſchließen werden, daß Deutſchland ſich in einer
Lage befindet, die gebieteriſch ein Einſchreiten in dem ihrer
Verantwortung unterliegenden Gebiet erfordert, und in der jede
Stunde des Zögerns unendli-ches Unheil nach ſich ziehen würde.
Zugleich glaubt ſie aber auch dem Geiſte des Friedensvertrags
nicht entgegenzuhandeln, deſſen hier in Frage kommenden Be
ſtimmungen ausgeſprochenermaßen der Sicherung des
Weltfriedens dienen und einer zweifellos von jeder aggreſ
fiven Tendeng weit entfernten vorübergehenden Schutz maß
nahme ihrem Sinne nach nicht entgegenſtehen dürften. Die
deutſche Regierung hat nach wie vor den feſten Willen, ihren Ver
pflichtungen ſoyal nachzukommen. Gerade hierfür bedarf ſie aber
der ſchleunigen Wiederherſtellung der ſtagat
lichen Autorität in einem Gebiet, deſſen Ruhe und
Ordnung die grundſätzliche Vorausſetzung für die Dur-chführug
der wichtigſten Beſtimmungen des Friedensvertrages bildet.

Am 4. April führte die deutſche Regierung den Nachweis, daß
die in der 50-Kilometer-Zone befindlichen Truppen in der
Kopfgzahl den laut Abkommen vom 6. Auguſt
ſtandenen Umfang nicht überſteigen.

Geſchäſtsſtelle erlin: Bernburger Str. 30.
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Am 6. April vormittags erfolgte in Paris die Ueber
reichung der franzöſiſchen Note, die eingangs wieder
gegeben iſt.

Wie ſich die übrigen alliierten Regierungen
zu dem inzwiſchen erfolgten Einmarſch ſtellen, iſt zurzeit noch
unbekannt, da der deutſchen Regierung lediglich eine franzö
ſiſche Note zugegangen iſt. Die Reichsregierung wird ſich
mit jeder Entſchiedenheit gegen das Vorgehen
verwahren, das jede Möglichkeit, zwiſchen Frankreich und
Deutſchland den modus vivendi zu ſchaffen, ausſichtslos machen
und nur aufs neue die Kräfte in Deutſchland ſtärken muß, die
von einer Erfüllung des Friedensvertrages nichts
wiſſen wollen. Es iſt vor allem ausſichtslos, die Arbeits
fähigkeit in Deutſchland, die die einzige Grundlage für
eine Vertragserfüllung bilden kann, heben zu wollen, wenn der-
artige brutale Eingriffe in das deutſche Gefühls- und Wirt
ſchaftsleben vorgenommen werden, als welcher ſich der franzöſiſche

Einmarſch darftellt. Wir hoffen, daß der ſchnelle und
glatte Fortgang der Ruhraktion die Leidenszeit der
beſetzten Städte nach Möglichkeit abkürzen wird. Aber es darf
kein Zweifel daran gelaſſen werden, daß dieſes, durch keine ſach-
liche Notwendigkeit begründete, ja den eigenen Jntereſſen zu-
widerlaufende franzöſiſche Vorgehen die Republik aufs neue in
Gefahr bringt und uns wiederum um Monate in der Auf-
richtung geordneter Verhältniſſe zurückbringt.

„„Es gibt keinen Bolſchewismus!“
Das war in den rückliegenden Wochen der Refrain der

Regierungserklärungen zur Entwicklung im Weſten und in
Mitteldeutſchland. Dieſe Eiſenſtirnigkeit entſprang dem
Bedürfnis, den Beifall der äußerſten Linken
zu finden oder doch mindeſtens nicht ihren Zorn zu er
regen. Das Ergebnis dieſer weitſichtigen und würdevollen
Taktik haben wir in den Tagen der Karwoche im Ruhr
revier, in Pläuen und ſonſtwo geſehen. Um aber das Geſicht
und die Panzerplatte vor der Stirn manchem mag ſie frei
lich nur als Brett, wenn auch von reſpektabler Dicke, er
ſcheinen zu wahren, wurde nun erklärt, es handle ſich im
Weſten und in Thüringen und Sachſen überhaupt nicht
mehr um eine politiſche Bewegung, ſondern um
kriminelle Erſcheinungen. Aber die Leute von der Ne-
gierung haben mit dieſer feinen, wiederum zugunſten des
Radikalismus erfundenen Unterſcheidung kein Glück. Der
Radikalismus nämlich iſt robuſter, er denkt gar nicht daran,
die ihm freundlichſt zur Verfügung geſtellte Rückzugslinie
aus dem Gebiet der Kriminalität zu benutzen. Beweis:
ein Aufruf in der „Roten Fahne“ vom Oſterſonntag, Aufruf
zum Generalſtreik zur „Rettung des Ruhrreviers“. Tollſte
Hetze gegen die „weißgardiſtiſchen Bluthunde““, und dann
weiter:

Aber nicht gilt es zu warten, bis die Gewerkſchafts-
bureaukratie, die dieſen Verrat der Regierung durch den vor
zeitigen Abbruch des Streiks erſt ermöglichte, Euch zum
Kampf aufruft

Selbſt müßt Jhr aufſtehen, ſelbſt müßt Jhr han-
deln, ohne Verzug, mit voller Wucht, geführt von
Euren Arbeiterräten!

Arbeiter, Genoſſen!
Aufs neue erhebt Euch wie ein Mann!
Aufs neue entfeſſelt den Generalſtreik!
Es gilt dem

Ruhrrevier zur Hilfe
zu eilen, es gilt Sachſen und Thüringen zu ſchützen, es gilt
Euch ſelbſt zur Wehr zu ſetzen gegen die weißgardiſtiſche Sol
dateska, die aufs neue frech ihr Haupt erhebt. Es gilt, den
neuen Bund zwiſchen der Ebert- Republik und der konterrevo-
ſutionären Soldateska durch einen wuchtigen Fauſtſchlag zu
zerſchmettern.

Ohne Verzug erhebt Euch, geführt von den Arbeiterräten
mit den Rufen:

Hände weg vom Ruhrrevier!
Sofortige Rückziehung, Entwaffnung und

Auflöſung aller Reichswehrtruppen, die
gegen Arbeiter gekämpft haben und kämpfen

Verhaftung und Vogelfrei- Erklärung aller ihrer Offiziere
und ihrer Helfershelfer in den militäriſchen Zentralſtellen!

Sofortige Bewaffnung der organiſierten Arbeiter, Ange
ſtellten und Beamten zur Niederkämpfung der
konterrevolutionären Soldateskal

Heraus aus den Betrieben, erhebt Euch zu neuem Kampf
Die Forderung auf Vogelfrei- Erklärung aller Offiziere

uſw. iſt beſonders lieblich. Sie zeigt die ganze Vertiertheit
dieſer verſehentlich Menſchenantlitz tragenden Subjekte. Das
politiſch Bedeutſame aber iſt doch, daß ſich hier die
Kommuniſtiſche Partei (Spartakusbund) mit der
angeblich nur noch kriminellen Bewegung
identifiziert. Sie lehnt mit kühler Verachtung ab,
ſich von den Ereigniſſen im Weſten und in Thüringen und
Sachſen zu diſtanziieten; ſie tritt voll für ſie ein und durch
löchert damit das offizielle Vertuſchungs-
ſy ſt em, das immer noch kein Ende finden kann. Wenn
das kein Bolſchewismus iſt, wenn gegenüber dieſer Ein
deutigkeit offiziös und offiziell immer noch mit ſchlotternden
Knien verſichert wird: es gibt keinen Bolſchewismus in
Deutfchland, dann wünſchen wir den ften, die ſolche
Weisheit produzieren, für die nächſten innerdeutſcher
Entwicklung viel Glück auf den Weg.



Das FHauſtpfand
Mainz, 6. April.

Eine Bekanntmachung des Oberkommandierenden der
älliterten Beſatzungstruppen, General Degoutte, beſagt, daß
die Städte Frankfurt a. M., Homburg, Hanau,
Darmſtadt und Dieburg durch frangöſiſche Truppen beſetzt
werden. In den neubeſetzten Gebieten iſt der Belagerungs-
s u ſtand proklamiert.

Mainz, 6. April.
Eine Verlautbarung des Oberkommandierenden der alliierten
Beſahungstruppen an die Bevölkerung beſagt:

Die Berliner Regierurg hat unter dem Druck der Militär

partei eine plötzliche Offenſive der Reichswehr
gegen die Arbeiterſchaft des Ruhrgebiets angeordnet. Dadurch
hat ſie eine der weſentlichſten und feierlichſten Be
ſtimmungen des Friedensvertrages verletzt.
Jm Verlaufe der bis heute währenden Verhandlungen hat die
franzöſiſche Regierung ſich bemüht, die deutſche Regierung von

dieſem militäriſchen Vorgehen, das mit einiger Vorſicht hätte ver

Kabinetteſitzung kam die einmütige

mieden werden können, abzuhalten. Nichtsdeſtoweniger ſind die
Reichswehrtruppen in das Ruhrgebiet eingerückt. Die Regie
rung der franzöſiſchen Republik ſieht ſich daher gezwungen, ſich
ein Pfand zu ſichern, damit die Berliner Regierung ihrer
Unterſchrift nachkommt. Deshalb habe ich den Befehl erhalten,
die Städte Frankfurt am Main, Homburg, Hanau,
Darmſtadt und Dieburg ſofort zu beſetzen. Jn dieſem
Augenblick halte ich es für notwendig, zu erklären, daß dieſe Be
ſetzung keine feindſelige Handlung gegen die
arbeitſame Bevölkerung dieſes Gebietes bedeutet. Sie hat ledig
lich den Zweck, die Ausführung des Vertrages zu
ſichern, und wird aufhören, ſobald die Reichswehrtruppen die
neutrale Zone vollſtändig geräumt haben.

Wiesbaden, 6. April.
Geſtern abend gegen 9 Uhr ſetzten ſich die franzöſiſchen

Truppen bei Biebrich und geſtern abend bei Wiesbaden
in Marſch, um Frankfurt, Homburg, Hanau, Darm-
ſtadt und Dieburg zu beſetzen. Die Reich swehr wird
augenblicklich von Frankfurt a. M. abtransportiert. Jn
den neu beſetzten Städten, ſowie in den Bezirken Wiesbaden-
Stadt und -Land (außer Biebrich), Königſtein, Langenſchwalbach,
Höchſt und bei Großgerau wurde der Belagerungszuſtand
von den Franzoſen verhängt und die geſamte Verwaltung unter
die Kontrolle der Delegierten der Hohen Rheinlandkommiſſion in
der Form geſtellt, wie es während des Waffenſtillſtandes üblich
war. Zwiſchen 9 Uhr abends und 5 Uhr früh dürfen keine Ver-
ſammlungen ſtattfinden. Der Verkehr, der bisher unbehindert
war, ſteht unter militäriſcher Kontrolle. Es erſcheinen keine
Zeitungen.

Frankreichs Vorgehen und Reichskabinett
Von unſerem hk-Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 6. April.
Heute vormittag 11 Uhr trat das Reichskabinett zu

einer Sitzung zuſammen, in der die durch das franzöfiſche
Vorgehen geſchaffene Lage eingehend beſprochen wurde. Jn der

Verurteilung der
franzöſiſchen Haltung zum Ausdruck. Die Reichs
regierung beſchloß, bei der franzöſiſchen Regierung ſcharfen
Proteſt zu erheben gegen die willkürliche Beſetzung weiterer
deutſcher Städte und Gebiete. Die deutſche Proteſt note ſoll
ſo ſchnell wie möglich, wahrſcheinlich ſchon im Laufe des
morgigen Tages, der franzöſiſchen Regierung überſandt werden.
Die Kabinettsſitzung dauerte den ganzen Vormittag über und
endete erſt gegen 2 Uhr nachmittags

Ein Rundſchreiben Millerands
Amſterdam, 6. April.

Aus Paris wird gemeldet: Millerand hat an alle Ver
treter Frankreichs im Auslande ein Rund ſchreiben gerichtet,
in dem er den fremden Rgierungen über die Haltung Deutſch
lands Mitteilung macht. Das Rundſchreiben erklärt, daß es
ſich nicht um einen deutſchfeindlichen Ueberfall handle. Wie der
Premierminiſter in der Kammer erklärte, wünſcht er, daß es für
Frankreich möglich ſein werde, mit Deutſchland wieder ein
Einverſtändnis zu erreichen und alle ernſtlichen Bemühungen zu
dieſem Zweck würden bei der öſiſchen Regierung eine günſtige
Aufnahme finden. Er kennt di hwierigkeiten, die die Berliner

Argerung rung zu üderwältigen hak und vecxehlt nicht, dieſe
rückſichtigen. Doch die deutſche Regierung hat. ſo erklärt Millerand,
dem Druck der Militärpartei nachgegeben und wagt die heiligſtenBedingungen des Verſailler Vertrages zu verletzen. venis

Die Kommuniſten verlangen den Einmarſch
Kbln, 6. April.

Jn einer Maſſenverſammlung der chriſtlichen Arbeiter und
Angeſtelltenſchaft in Bochum charakteriſierte ein Arbeiterſekretär
das Münſterſche Abkommen als eine große Kon
zeſſion der Regierung an den Linksradikalis-
mus. Es hätte nicht den Abbruch des Kampfes, ſondern nur
eine Atempauſe gebracht. Stürmiſchen Proteſt rief eine Mit
teilung des Arbeiterſekretärs Häuſchen hervor, nach der in
einer im Ultimatum Watters folgenden Sitzung des Bochumer
Arbeiterrates der Kommuniſt Kaempferer die
Abſendung eines Telegramms an die Entente
mächte beantragt habe, in welchem der Einmarſch der
Ententetruppen in unſer Gebiet gefordert
wurde.

Nach den Erklärungen des Kommuniſten Kutz in Bochum ſei
der Eſſener Zentralrat mit der Entente dieſer-
halb ſchon in Unterhandlungen getreten

Die Plünderungen in Eſſen
Eſſen (Ruhr), 6. April.

Jn den letzten Tagen war der Telephonverkehr meiſt überall

geſperrt. Außerdem ſtreiken die Eiſenbahner. Eſſen war
ſchon vollſtändig von der Außenwelt abgeſchnitten.
Da dieſe Verhältniſſe heute teilweiſe andauern, iſt es unmög-
lich, ein genaues Bild über die Lage des Jnduſtriegebietes zu
geben. Tatſache iſt, daß ſeit Tagen im Nordweſten und
Norden Eſſens gekämpft wird. Die große Zweigert-
brücke bei Alteneſſen iſt teilweiſe geſprengt worden. Geſtern
nachmittag und nacht zogen ſich Teile der roten Armee Rach Eſſen

und darüber hinaus zurück und vernichteten die Maſchinengewehre
und Gewehre mittels Handgranaten. Der Rückzug hält auch
heute an. Straßenbahnen mit roten Truppenteilen fahren in
Richtung nach Süden. Am Karfreitag morgen trafen ent
ſprechend den Münſterſchen bezw. Bielefelder Vereinbarungen
Formationen der roten Truppen ein und lieferten auf dem
Poligzeipräſidium die Waffen ab. Als aber das Vorrücken der
Regierungstruppen bekannt wurde, entglitt den Arbeiterführern
völlig die Leitung der Maſſe. Die zurückflutenden Frontſoldaten
zwangen den hieſigen Vollzugsrat und den Zentralrat, ihnen
Requiſitionsſcheine auszuſtellen. Auch fertigten ſie ſich ſelbſt
ſolche Scheine an, durch welche ſie den großen Geſchäften Anzüge
und Schuhe entnahmen. Es kam zu regelrechten Plünde-
rungen. Jn manchen Gegenden wurde Laden für Laden aus
geraubt. Die zu Hilfe gerufene Sicherheitswehr konnte in Lein
zelnen Fällen die Beſtände vetten. Später bildeten ſich Panden
von fünf bis zehn Mann, die nachts in Villen und Häuſer einz
drangen und mit vorgehaltenem Revolver Geld, Wertſachen,
Kleidung, Wäſche uſw. erpreßten. Die Ueberfallenen waren um
ſomehr wehrlos, als ſie wegen der Telephonſperre Hilfe nicht
herbeirufen konnten. Die neugebildete Arbeiterwehr ging ſcharf
gegen Plünderer vor, Sie ſofort erſchoſſen wurden. Der Streik
der Eiſenbahner, der ſich gegen die willkürlichen Eingriffe
in den Eiſenbahnverkehr und die Lebensmittellieferung wendete,
iſt für den allergrößten Teil des Direktionsbezirkes aufgehoben
und beſteht nur noch für den engeren Verkehr in Eſſen. Jn
Duisburg, das am Sonntag von Regierungstruppen beſetzt
wurde, kam es beim Rathaus und auf dem Sonnenwall zu
Kämpfen. Verſchiedene Ziviliſten wurden getötet. Die Stadt-
verwaltung iſt wieder von Ruhrort nach Duisburg übergeſiedelt.

Auch in Duisburg iſt viel geplündert worden. Jn Mülheim
und Gelſenkirchen ſind geſtern Regierungstruppen kampf-
los eingezogen. Seit Montag erfolgt der Einmarſch
in Eſſen. Zurzeit iſt hier alles ruhig. Bei der Firma
Krupp und in den Bergwerken wird gearbeitet.

Jn Vochum iſt alles ruhig. Es wird gearbeitet.
Truppen ſind geſtern über Bottrop nach Eſſen gekommen und in

die Stadt eingezogen. Jn Eſſen herrſcht jetzt auch Ruhe.

be Die Waffenabgabe iſt überall tn vollem Gange. Die Truppen
werden auf Grund des BVielefelder Abkommens nach einem
anderen Prinzip umgeſtaltet. Die roten Truppen giehen ſich in
Richtung auf Barmen zurück, wo ſie ſich anſcheinend ſammeln.
Auch die Hälfte des Zentralrates iſt nach Barmen
gegangen, nachdem er in Eſſen erklärt hat, daß er die Maſſen
nicht mehr in der Hand habe. Die andere Hälfte des Zentral-
rates ſoll nach Holland geflohen ſein.

Jn Stadt und Bezirk Iſerlohn iſt alles ruhig.
Bisher ſind gegen 200 Waffen abgegeben worden. Die Waffen
abgabe vollzieht ſich weiter in aller Ruhe. Auf die Nachricht,
daß Militär in Schwerte ſei, wurde der Vollzugsausſchuß ab
geſetzt und ein Ordnu. gsausſchuß aus den Koalitionsparteien
und Unabhängigen gebildet. Vorläufig verſehen noch 30 Arbeiter
den Sicherheitsdienſt. Eine Wehr auf paritätiſcher Grundlage
wird vorbereitet.

Jn Elberfeld iſt alles ruhig. Die Stadt iſt mit Lebens
mitteln für mehrere Wochen gedeckt. Der Aktionsausſchuß, der
aus Mehrheitsſogialiſten und Kommuniſten beſteht, hat geſtern
eine Aufforderung gegen den Generalſtreik erlaſſen.

Die Keichswehr in Dortmund
Dortmund, 6. April.

Jn der Nacht vom Sonnabend zum Sonntag verſchwanden
der Vollzugsrat und der Arbeiterrat. Geſtern vormif ag rückten
kleine Trupps der Reichswehr in Dortmund ein.
Heute vormittag ſollen größere Trupps folgen. Der Beamten-
und Generalſtreik iſt aufgehoben.

„Präſident“ Hölz
Plauen i. V., 6. April

Der Vollzugsrat der Arbeiterräte des Jnduſtriebezirks
Chemnitz und die Aktionsausſchüſſe des Vogtlandes haben, wie
ſie in einer Bekanntmachung die auch die Unterſchrift von
Max Hölz trägt, erklären, im Einverſtändnis mit der ſächſiſchen
Regierung Verhandlungen eingeleitet, um ohne An-
wendung von Waffengewalt eine Verſtändigung herbeizu-
führen. Die Verhandlungen ſollen in einer Konferenz am Mitt-
woch, den 7. April, in Plauen zu Ende geführt werden. Bis zum
Schluſſe der Verhandlungen, an denen nach der Bekanntmachung

auch ein Regierungskommiſſar teilnehmen wird, ſollen von keiner
Seite irgendwelche Aktionen unternommen werden. Die Ab
lieferung der Waffen wird durch das Abkommen nicht
unterbrochen. Weiter heißt es in der Bekanntmachung, daß die
auf die Ergreifung von Hölz ausgeſetzte Belohnung von
30 000 Mark zurück genommen. werde; es werde alſo keine
Verfolgung von Hölz ſtattfinden. Hölz garantiere dieſe Ab-
machung.

Demgegenüber ſtellt Hölz in einer weiteren Bekanntmachung
feſt, daß er den Aufruf nicht mit ſeinem Namen unterzeichnet
habe. Es handle ſich um eine grobe Urkundenfälſchung.
Dre Aufruf ſei nur verfaßt, um die Bevölkerung irrezuführen.
Es ſei eine Lüge, daß die auf ſeine Ergreifung ausgeſetzte Be
lohnung von 30 000 Mark zurückgezogen worden ſei; die Regie
rung habe bisher ſeine Verfolgung nicht eingeſtellt.

Jn einer Bekanntmachung verbittet ſich Hölz die Anrede
„Herr Präſident“, die vielfach in Zuſchriften an ihn be
nutzt werde.

Jn Plauen iſt die Lage noch unverändert unge-
klärt. Für heute nachmittag wird Hölz zu einer Verſammlung
erwartet. Die bewaffnete Anhängerſchaft Hölz' beträgt etwa
500 Mann. Von Zeit zu Zeit kommen ſie nach Plauen und ver
ſrchen zu plündern und zu erpreſſen. Die notwendigen
Maßnahmen ſind, wie die Preſſeſtelle der Reichsregierung
mitteilt, im Gange. Die Entſcheidung wird im ſächſi
ſchen Kabinett heute nachmittag fallen.

Sofortige Aufſtellung der Wählerliſten
Berlin, 6. April

Der Reichsminiſter des Jnnern hat die Landesregierungen
um Anweiſung an die Gemeindebehörden gebeten, alle Vor

kehrungen zur ſofortigen Aufſtellung der Wähler-
liſten zu treffen, ſo daß die Wählerliſten bis Ende Mai fertig-
geſtellt ſind.

Nachdruck verboten.) e

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

Von Max Treu- Halle.
Da kamen wir aber ſchön an. Wir hatten kaum fünf

Worte geſprochen, als er uns ſchon mit dem Kriegsgeſchrei
dezwiſchen fuhr: „Nix deitſchl Gor nix deitſchl“

Wir wußten aber von Frohder ganz genau, daß der
Polack mit unſerm Jſcharioth ſo wird Frohder hier nur
noch genannt beſtändig Deutſch und recht gut Deutſch ge
ſprochen hatte. Jetzt mit einem Male war ihm die Sprache
unbekannt!

Da alles Parlamentieren nichts half und der verſtockte
Polack uns beharrlich ſein „Nix deitſchl“ entgegenſetzte, ſo
mußten wir, um die Sache überhaupt zu Ende bringen zu
können, ſchließlich wohl oder übel Polniſch ſprechen. Dem
Ortsvorſteher, der dieſe Sprache vollſtändig beherrſcht, wurde
das nicht ſchwer; ich aber mit meinen drei bis vier polni
ſchen Brocken ſaß traurig dabei wie ein Hefenkuchen, der
nicht aufgehen will, und mußte mir von Reiner alles ver
dolmetſchen laſſen.

Daß ich es ohne Umſchweife ſage: die Verhandlung war
kurz, aber nicht erbaulich. Der Pole lehnte alle unſere Rat
ſchläge ab. Die Schankwirtſchaft habe ihm ſchon lange ge-
fallen, ſie ſei eine reine Goldgrube für den Beſitzer, und er
denke gar nicht daran, ſie wieder abzutreten.

Da hatten wir's. Aus eigener Vollmacht, da wir
wußten, es werde der Gemeinde alles recht ſein, wenn wir
nur den Kerl fortbekommen könnten, erhöhten wir unſer
Preisangebot und verſprachen dem liſtig ſchmunzelnden
Polen ſogar, ihm irgendwo außerhalb der Grenzpfähle un
ſeres Dorfes eine andere Wirtſchaft zu verſchaffen: alles ver
geblich. Er lachte uns aus. Hier gefiele es ihm, und hier
bleibe er: er habe gar kein Verlangen, mit ſeiner ſtarken
Familie ſchon wieder einen Umzug, vielleicht viele Meilen
weit, vorzunehmen.Dieſer Halsſtarrigkeit gegenüber war nichts zu machen.
und unverrichteter Dinge mußten wir abziehen. Jn er
neuter Gemeindeverſammlung wurde nun der Pole in des
Dorfes Acht und Aberacht erklärt, und alle Gemeindemit-
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betreten und jeden Verkehr mit ihm zu vermeiden, ſoweit
nicht allgemeine Menſchenpflicht einen ſolchen gebiete oder
notwendig mache.

Wir verhehlten uns aber nicht, daß das kein Mittel
ſein werde, den Polen aus ſeinem Neſte zu vertreiben.
Denn den Hauptverkehr in der Schänke bilden ja nicht die
Bauern unſeres Ortes, ſondern die durchfahrenden Fuhr-
leute, und die halten nach wie vor dort an, und uns fehlt
alle Macht, ihnen das zu verbieten. Radnicki aber fing
ſchon vom erſten Tage ſeines Hierſeins an, polniſche Wirt
ſchaft treiben. Seine Kinder laufen ſchmutzig und un
gewaſchen herum, in den Viehſtällen ſoll es ausſehen wie
in denen des alten Augias, und er ſelber hilft ſeinen
Gäſten den Branntwein trinken, den er im Keller liegen
hat. Den Branntwein!

Der Kaſpar Frohder durfte keinen führen; das war
ihm von der Gemeinde zur Pflicht gemacht, und dieſes Ver
ſprechen hatte er auch treulich gehalten. Denn man kennt
hier die bodenloſe Unmäßigkeit der polniſchen und rutheni-
ſchen Fuhrleute, ſobald ſie dem Brahdntwein gegenüber-
ſitzen; man weiß, daß dann des Streitens kein Ende wird,
daß alle Wände widerhallen von wüſtem Geſchrei und Ge-
lärm, und daß die Meſſer gar loſe in der Taſche ſitzen,
wenn der Branntweinteufel in die Männer gefahren iſt. Zu
einer Sauf-, Prügel- und Meſſerſtechbude aber yatte
unſer Gemeindehaus nicht werden ſollen, und ſo hatte man
dem Kaſpar ſeiner Zeit die Auflage gemacht, von geiſtigen
Getränken nur leichten Landwein, wie man ihn hier baut,
und leichtes ſelbſtgebrautes Bier zu verſchänken, aber keinen
Branntwein. Und wie geſagt, das hatte der Kaſpar, der
ſelbſt auf Ordnung in der Wirtſchaft hielt und Sauferei
und Streiterei nicht leiden mochte, unverbrüchlich gehalten.

Aber jetzt! Das Bierbrauen macht natürlich Arbeit,
und zum Arbeiten hat der Polack keine Luſt; von auswärts
aber kann er das Bier nicht beziehen, weil es den Trans
port nicht verträgt, und in dem weinreichen Lande Ungarn
auch nur ſchwer welches zu bekommen iſt. Dann weiß aber
der alte Schlauberger auch ganz genau, daß ſeine Gäſte den
„Wuttki“ allem Bier und Wein vorziehen, daß daran mehr
u verdienen iſt als am Bier, und ſo verſchänkte er dann

werden, ſein Haus niemals zu
en elendeſten Fuſel, und deſſen Wirkungen haben wir in

Gaicheei und Galäxm und Gerauf jeben Tag vor uns.

Pfarrer Mathias hat dem Polen gütlich zugeredet.
Er, Radnicki, ſolle das Branntweinſchänken ſein laſſen; es
wäre Menſchen und Seelenverderb; er, der Pfarrer, wolle
dann dafür ſorgen, daß ein anderer Bauer im Ort ein
leichtes Bier herſtelle, wie es Frohder gehabt, und welches
dem Radnicki zu billigem Preiſe überlaſſen werden ſolle.
Der Pole aber hat gelacht, wie er es immer tut zum Zeichen,
daß alles Reden ihm gegenüber vergeblich iſt, und hat ge
ſagt, ſeine Gäſte tränken nun mal den Wuttki lieber als das
dünne Bier, und ſie freuten ſich, daß jetzt endlich ein Wirt
hier wäre, der ihnen den geliebten Trank kredenze und nicht
ſauer dareinſehe wie der Kaſpar, wenn Branntwein verlangt
werde. Da iſt der Pfarrer zornig gewoden, hat, wie er es
in Eifer und Zorn tut, wuchtig mit der Hand auf denTiſch ge
ſchlagen und gerufen: „Jhr ſeid ein Gauner und ein Seelen

verderber!“

J

Auf polniſch natürlich hat er das geſagt. Aber gewirkt
hat's ebenſowenig, wie wenn er es auf deutſch geſagt hätte.
Der Polack hat wieder gelacht und gemeint, der Herr
Pfarrer ſei ja gewiß ein braver Mann, aber vom Wirt-
ſchaftsführen verſtände er nichts, denn ſonſt müßte er wiſſen,
daß jeder rechtſchaffene Wirt ſeinen Gäſten gebe, was dieſe
wünſchen, und was ihnen ſchmeckt.

Damit war die Unterredung zu Ende, und der Pfarrer
geſtand mir vertraulich, daß er bei den letzten Worten des
Polacken dieſem ganz, ganz im ſtillen auch drei vermummte
Geſtalten mit ſchlanken Haſelgerten gewünſcht habe, wie ſie

kurzem dem Kaſpar am hellen lichten Tage erſchienen
eien.

Bis jetzt aber ſind ſie dem Polen noch nicht erſchienen.
Nun hat man den Beſchluß gefaßt, eine zweite Wirt

ſchaft im Dorfe aufzumachen, um den Polen vielleicht durch
eine ernſthafte Konkurrenz zu verjagen. Der Bauer Mar
tin Peltz hat ſich nach vielem Parlamentieren und Zureden
endlich zur Uebernahme bereit erklärt. Geſtern hat er ſie
eröffnet, und ein großes Schi'd verkündet in deutſcher, vol
niſcher und ungariſcher Sprache, daß hier die durchfahrenden
Fuhrleute Obdach für ſich und ihre Roſſe und einen guten
Trunk Wein und Bier ſowie den dazugehörigen Jmbiß er
halten könnten.

Wer wird nun der Sieger ſein?
Fortſetzung falgt
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meln.
men die ſächſiſche Regierung kapituliert vor
n den KArbeiterräten

Berlin, 3. April.
ru Der Telegraphen- Union wird aus Chemnitz gemeldet:einer Vollverſammlung der re rete
hricht tattete der Kommun iſt Gubtſch Bericht über die Ver

gb- ndlungen der Chemnitzer Abordnung mit der Regierun
ba Dresden. Miniſterpräſident Grad nauer hat dan
rteien f die Forderung einer Amneſtie erklärt, daß die in Haft
beiter enommenen Perſonen ſelbſt ein Gnadengeſuch einreichen
lage der ſeitens der Parteien aller in Betracht kommenden Per

men dem Juſtizminiſter eingereicht werden ſolle. Das
bens- reiben des Abenteurers Höl z wurde von den Mitgliedern

der r Abordnung keineswegs gebilligt. Die Regierung machte
eſtern en Vorſchlag, Hölz durch Vermittlung der Parteien zu be

egen,- daß er ſich freiwillig ſtellte. Der Miniſterpräſident
b hierbei die Zuſage, vorderhand keine Truppen
ach dem Vogtlande abgehen zu laſſen, in

r. gedeſſen könne Chemnitz als Stützpunkt einer militäriſchen
dperation nicht in Frage kommen. Die Entwaffnung der

anden ichswehr und der Heitfreiwilligen iſt nach Anſicht des
ückten ſiniſterpräſidenten Angelegenheit der Reichsregierung.

ein. die Reichswehr ſoll durch beſonnene Elemente aus der
tmten rheiterſchaft ergänzt, und in die Einwohnerwehren ſollen

irklich zuverläſſige und brauchbare Leute aus der Arbeiter
haft aufgenommen werden. Miniſterpräſident Gradnauer
lärte weiterhin, daß der Erlaß des Miniſters Heldt über

l je WVaffenabgabe über das Ziel hinausgeſchoſſen und falſch
hezirks erſtanden worden ſei. Die Kontrolle bei der Waffenabgabez 2wie l den Arbeiterräten, die Führung Reichswehr-
ft von fizieren übertragen werden. Weiter teilte der Miniſter
ſiſchen präſident mit, daß wegen Umbildung der ſächſir ſchen Regierung Verhandlungen ſchweben; doch iſt nach

Anſicht des Miniſterpräſidenten die weitere Mitarbeit der
beizu demokraten in der Regierung wünſchenswert.
Mitt In einer beſonderen Konferenz mit dem Miniſter Heldt

s zum wurde vereinbart, daß der Chemnitzer Vollzugsrat mit dem
achung lktionsausſchuß im Vogtland Fühlung nehmen ſoll, um dem
keiner Treiben des Höl z ein ſchnelles Ende zu bereiten. Trup
Ab venverſchiebungen ſollen zu dieſem Zwecke

nicht nicht vorgenommen werden.aß die Die Verſammlung der Betriebsräte nahm hierauf
v eine Entſchließung an, in welcher die Ausſetzung einer

PFrämie von 30 000 Mark auf Hölz aufs ſchärfſte verurteilt
J kone und von der Regierung Vorkehrungen gefordert werden, die
ſe Ab der Arbeiterſchaft die Gewißheit geben, daß ſie nicht erneut

den Mörderbanden der Gegenrevolution ausgeliefert wird.
achung Veiter wird die ſofortige Beurlaubung
zeichnet aller Je der Reichswehr, die gegenhung. die Arbeiterſchaft vorgegangen ſind, die ſo
führen. fortige Freilaſſung aller politiſchen Gefangenen und eine ſo
te Be fortige Regierungserklärung verlangt, wonach kein
Regie Arbeiter, der in dem Abwehrkampf gegen die Kapp- Rebellen

geſtanden hat. beſtraft wird. Weiter verlangt die Ent
hließung die Bewaffnung der Arbeiterſchaft unter Kon
trolle der Arbeiterräte und erklärt, in dem Augenblick,
wo die ſächſiſche Regierung Reichswehrtruppen nach Chemnitz
I hickt, um die Bewegung im Vogtlande niederzuwerfen, mit
den Mitteln des Generalſtreiks und des bewaffneten

mine uſſtandes für das ſächſiſche Vogtland einzutreten.

S Gewerkſchaft ſtatt Partei
igen Die veraltete Weimarer Verfaſſung.

„WVas wird nun aus der deutſchen Ar
J heiterbewegung? Mit dieſer Frage befaßte ſich in

einem Vortrage der ſozialdemokratiſchen Vereinigung „Auf-
en bau und Werden“ (im Herrenhauſe) der ſozialdemokratiſche

Profeſſor Dr. Paul Lenſch. Er begann mit der Feſt
ſtellung, daß die jüngſte Rettung der Demokratie und Re
publik nicht von der politiſchen Partei vollzogen
worden ſei die vielmehr die Rolle des fünften Rades am

Pagen geſpielt habe ſondern von den Gewerk
ſchaften. Die Forderungen, die die Gewerkſchaften
daraufhin an die Regierung ſtellten (entſcheidender
kinfluß auf die Neugeſtaltung der Re
gierun g), ſeien wahrhaft revolutionär, und es ſei voll
ſindig zuzugeben, daß dieſe Tatſache nicht mit der
Zerfaſſung von Weimar zuſammenpaſſe.
zit Gewerkſchaften hätten in der Tat der
Lerfaſſung von Weimarein Lochin den Leib
geſchoſſe n. Aber ſchon Laſſalle habe ja ganz offen erklärt,
daß Verfaſſungsfragen lediglich Machtfragen ſeien. Die Macht, die einſt vom organiſierten
dere dargeſtellt war, hätten heute die organiſierten Maſſen.
De Verfaſſung ſei radikal bürgerlich-liberal, drücke dem
welnen den Stimmzettel in die Hand, vernachläſſige aber
die Oraniſationen. So hätten ſich denn die Gewerk
haften als neuer Faktor ſelber ins politiſche
n eingeſchaltet. Das Zentralblatt der Gewerkſchaften
e recht, wenn es ſage: „Ein Parlamentarismus, der in
r Formen erſtarrt, ohne ſich um die lebendigen Kräfte
e lkes zu kümmern, iſt eine Gefahr für das Geſamt
whl.“ Der 18. März 1920, an dem die Gewerkſchaften die
ine ergriffen, ſei ein geſchichtlicher Tag. Heute ſtän-
die Gewerkſchaften an der Stelle der politiſchen
u Was werde nun aus der ſozialdemokratiſchen

ei? Lenſch findet, doß die ſozialdemokratiſche
nete überflüſſig und in Zerſetzung begriffen
dZit Mit dem 9. November 1918 ſei ihre Aufgabe erfüllt.
b ſehe man den Zerfall auf allen Gebieten. Die Partei
beſonders der „Vorwärts“, ſei mangelhaft und ver-

t. Die Organiſation habe am 13. März völlig ver
erur a Funktionäre ſäßen ja alle in Re
driſenbeit, die Gewerkſchaften ſtellten die Einheit der revo

r Arbeiterklaſſe dar. So ſei denn die ſozialne kratiſche Partei bereits ſchädlich. Der
wich der geſchloſſenen Gewerkſchaftsbewegung ſei die
an t Folge des 18. März. Jhr würden ſich die Be

und Technikerverbände auch eher anſchließen als der
Wödſe Die Gefahr, in kleinen Lohnforderungen ſich zu er
en en, beſtehe nicht mehr, die Gewerkſchaften könnten nur
9 i nige Sozialiſierungspolitik treiben. Lenſch meeint,
über ewerkſchaftspolitik, weil wirtſchaftlich begründet, r

ein könnte als eine Partei mit ihrem großen Agi

zegierung, Sozialdemokratie und Gewerkſchaften

Entwicklung nun noch irgendwie ein Halt

g8sämtern. Die politiſche Partei verkörpere die

gegen das Unternehmen (wie im Privatkapitalismus),
ſondern mit dem Unternehmertum für die Produktion.

Wir möchten doch der Meinung ſein, daß Lenſch die
Rolle der Gewerkſchaften viel zu hen der beurteilt;
ſie ſind tatſächlich in den Entwicklungen der jüngſten Zeit
nicht ſo ſehr die Träger einer, beſtenfalls übrigens gänzlicheinſeitigen und a undemokratiſchen, berufsſtändiſchen
Bewegung als vielmehr die Avantgarde eines politiſchen
Radikalismus geweſen. Entſcheidend für die ganze weitere
Geſtaltung unſerer inneren Verhältniſſe wird ſein, ob das
von den Führern erkannt und mit Erfolg zu redreſſieren
verſucht wird. Solange, bis man darüber klar ſieht, erſcheint
uns die Begeiſterung Lenſch' nicht wohl am Platze. Vor
läufig iſt es alter Wein in neuen Schläuchen.

Erſchütterungen des Wirtſchaftslebens
Jn ſeiner „Wirtſch. Corr.“ ſchreibt der Sozial

demokrat Richard Calwer zu den Bedingungen, die
den Arbeiterführern eingeräumt werden mußten, da
mit der Generalſtreik aufgehoben wurde:

„Sie bergen eine ſolche Menge Konfliktſtoff in ſich, daß
man heute ſchon beſtimmt vorausſagen kann, daß ihre Er-
füllung zu ſchlimmen Erſchütterungen der bereits im Verfall
begriffenen deutſchen Volkswirtſchaft führen muß. Die Or-
ganiſationen der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten er
halten beſtimmenden Einfluß auf die Zu
ſammenſetzung der Regierung, auf die Neu
regelung der wirtſchafts- und ſozialpoliti-
ſchen Geſetzgebung; allerdings wird bemerkt. daß
dieſer Einfluß unter Wahrung der Rechte der Volksver
tretung ſich geltend zu machen habe, aber damit ſind jeden
falls die Rechte der Volksvertretung nicht nur in Frage ge
ſtellt, r r der Weg iſt frei gemacht für die
politiſchen Arbeiterräte.

Nach Punkt 4 der Vereinbarung ſoll auf demokratiſcher
Grundlage unter Mitbeſtimmung auch der wirtſchaftlichen
Organiſationen der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten eine
Verwaltungsreform durchgeführt werden, was eben
doch auch nichts anderes bedeutet, als daß auch in der
Verwaltung der Einfluß der Arbeiterſchaft
dem Einfluß der Regierung gegenüber
geſetzt werden ſoll. Beſonders kritiſch ſcheint bei der
Ausführung Punkt 6 zu werden, wonach die Soziali-
ſierung der dazu reifen Wirtſchaftszweige ſofort in An
griff genommen werden ſoll: es wird vor allem die Ueber-
nahme des Kohlenſyndikats und Kaliſyndikats durch das
Reich verlangt. Wis geſagt, die Ausführung dieſer Be
dingung iſt ohne neue ernſtliche Konflikte nicht moguch: es
gibt nicht nur ſehr verſchiedene Wege zu dem Ziele, ſondern
Differenzen beſtehen auch über das Ziel ſelbſt, das von
den linksſtehenden Arbeiterſchichten viel weiter geſteckt
wird als etwa von den parlamentariſchen Vertretern der
bürgerlichen Demokratie. Bei der gereizten Stimmung der
Arbeiterſchaft wird von der Waffe des Generalſtreiks
in Zukunft häufiger Gebrauch gemacht werden, nachdem man
erfahren hat, daß mit ihr politiſche Erfolge ver
hältnismäßig leicht zu erreichen ſind. Daß da
durch die wirtſchaftliche Lage nur verſchlimmert wird, das
wird den radikalen Strömungen nur zugute kommen und
ihre vorwärtstreibenden Kräfte ſtärken.

Man glaubenicht, daß man dem Gang der
gebieten könnte. Dazu ſind die Faktoren, die gegen
die radikale Strömung ſich wenden, viel zu ſchwach
und ſchwäch lich. Die Erſchütterungen, die dem deutſchen
Wirtſchaftsleben bevorſtehen, werden ſchlimmer ſein als die
ſeit dem Umſturz bisher überſtandenen. Man kann auch
annehmen, daß während der nächſten zwei bis drei Jahre an
eine Geſundung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht ge-
dacht werden kann, ſondern daß der Verfall und die Zer-
ſetzung in der Hauptſache noch fortdauern werden.
Die Konſequenzen der verkehrten wirtſchafts-
politiſchen Anſchauungen, die im deutſchen Volke
herrſchen, müſſen erſt auf die Spitze getrieben werden, bevor
wieder eine Geſundung möglich iſt. Mit dieſen Ausſichten
gilt es ſich heute abzufinden.“

Eine Hälſchung
Die „Freiheit“ will ein Dokument fertiggeſtellt

haben, das die Begünſtigung des Kappſchen Unternehmens
durch verantwortliche Stellen der Deutſchnatio
nalen Volkspartei“ nachweiſen ſoll. Sie ſagt
darüber:

„Wie berechtigt dieſes Mißtrauen gegenüber den Beteuve-
rungen dieſer flinken Lügner iſt, zeigt nun eine vierſeitige
Flugſchrift, die den Kopf Deutſchnationale Volkspartei,
Hauptgeſchäftsſtelle“ trägt eine Stelle, der Herr Hergt nicht
ſehr fern ſtehen dürfte und das mit Deutſchnationale
Volkspartei r iſt. Das Blatt wurde am13. ärz in einer Berliner Druckecrei hergeſtellt, konnte
aber infolge des ſofort einſetzenden Generalſtreiks nicht
gedruckt werden. Auf der erſten Seite des Blattes iſt zunächſt
ein vieldeutiges Geſtammel von verfaſſungsmäßigen Zu
ſtänden zu leſen, die durch die „neue Regierung hoffent-lich bald wieder hergeſtellt werden. Die Partei fordere ja

ohnehin baldige Neuwahlen. „Bis zu dieſer Entſcheidung“,
heißt es dann weiter, „iſt die Deutſchnationale
Volkspartei bereit, getreu ihrem bisherigen Ver-
halten, mitzuarbeiten (mit Kapp alſo), um in Zu
ſammenfaſſung aller Kräfte des deutſchen Volkes Ruhe und
Ordnung, Freiheit und nationale Würde zu gewährleiſten.“

Dann folgen Aeußerungen, die dazu beſtimmt erſcheinen
können, für die „neue“ Regierung Kapp Stimmung zu
machen, wenn dieſe auch nicht direkt genannt wird.

Dieſe Enthüllung iſt, wie zum Kummer aller Sozialiſten
und Demokraten feſtgeſtellt werden muß, eine Fälſchun g.
Der oben wörtlich zitierte Satz über die Stellungnahme der
Deutſchnationalen Volkspartei iſt der Schlußſatz der in der
Extraausgabe der „Deutſchen Tageszeitung“ vom 15. März
veröffentlichten erſten Kundgebung der Partei. Dieſe
Kundgebung aber iſt erſt am 14. März beraten worden; und
ihre Faſſung kann auch nicht vorausgeahnt worden ſein, zu
mal gerade dieſer wörtlich wiedergegebene Schlußſatz erſt in
der zwölften Mittagsſtunde des 14. März in dem beratenden
Partegremium dieſe Faſſung erhielt. Dieſe Kundgebung
vom 14. März kann alſo unmöglich ſchon am 13. März in
einer Druckerei vorgelegen haben. Mit anderen Worten: Es

dem dringenden Verdacht ausſeten will, er Fälſchung
einigermaßen nahe zu ſtehen! Warum ver
ſchweigt ſie zunächſt ſchamhaft den Namen der Druckerei??

Zugleich ſei bemerkt, daß das Wort „mitarbeiten“ in
der e Erklärung ſich natürlich nicht auf die
Kapp- Regierung bezieht, ein ganz allgemeines,
objektives Ziel ausdrückt. Das iſt in einer Preſſeverſamm

lung ausdrücklich feſtgeſtellt worden; und dieſer Sinn des
Wortes wird noch zweifelsfrei erhärtet durch die Haltung
der Partei gegenüber Parteimitgliedern, die in der Regie
rung Kapp „mitarbeiteten“, wie durch die poſitive Mitarbeit,
die die Partei in den bekannten Verſtändigungsverhand-
lungen geleiſtet hat.

Die Sklarz Affäre
Haftbefehl gegen den Kaufmann J. Sklarz.

Jn der r ſind die Vorunterſuchungen n un
mehr ſo weit vorgeſchritten, daß ſich das Anklage
material gegen die Beteiligten überſehen läßt. Die Staats
anwaltſchaft des Landgerichts J hat nunmehr gegen einen
der Brüder, den Kaufmann Jean Sklarz, deſſen Aufenthalt
zurzeit unbekannt (1) iſt, Steckbrief erlaſſen und ſeine
Verhaftung angeordnet.

gern hatte Georg Sklarz für das Korps
Lüttwitz eine Marketenderei begründet und lieferte außer
Nahrungsmitteln auch Zigarren und Tabak an die Truppen.
Einer ſeiner Brüder, der genannte J. Sklarz, erhielt einen
der von Ebert und Scheidemann unterzeich-
neten Ausweiſe und ſollte auf Grund dieſer Beſcheini-
gung bei den Fabriken größere Einkäufe machen. Sklarz
kaufte auch tatſächlich größere Poſten Ware, lieferte
aber nicht an die Jntendantur der Marke-
tenderei ab, ſondern verſchob ſie unter der
Hand mit hohem Nutzen, da er von den Händlern
die damals noch kontingentierten und ſchwer erhältlichen
Zigarren und Zigaretten mit Aufſchlag verkaufen konnte. Der
Schwindel wurde dann entdeckt, als eines Tages ein Liefe-
rant die Rechnung für einen großen Poſten Tabak anſtatt an
J. Sklarz an den Zahlmeiſter der Jntendantur, Brieſe
meiſter, ſandte. Dieſer ſtellte Nachforſchungen an und mel
dete die Angelegenheit ſeiner vorgeſetzten Behörde. Merk-
würdigerweiſe wurde der Fall damals nicht
weiter verfolgt. Erſt jetzt hat die Staatsanwaltſchaft
den wahren Sochverhalt feſtgeſtellt und Haftbefehl gegen
Jean Sklarz erlaſſen. Jnwieweit noch andere Per
ſonen in dieſes „Geſchäft“ verwickelt ſind, wird die weitere
Unterſuchung ergeben.

-„171Enteignung von Deputatvieh

Die ſcharfen h in den Viehbeſtand zur Be
ſchaffung von Schlachtvieh bekommen nunmehr auch die land
wirtſchaftlichen Arbeiter zu verſpüren. Jm Kreisblatt des
Kreiſes Rummelsburg vom 12. März 1920 (Nr. 21) ver
öffentlicht der Landrat folgende amtliche Bekanntmachung:

„Das Schlachtvieh, welches der Kreis Rummelsburg auf
zubringen hat, iſt nicht nur von denjenigen Tierbeſitzern,
welche 8 und mehr Rinder beſitzen, aufzubringen, ſondern es
haben diejenigen Wirtſchaften, in welchen nur 1 oder 2 Kühe
gehalten werden, verhältnismäßig dazu beitragen. Wenn
z. B. in einem Gutsbezirk im ganzen 200 Rinder vorhanden
ſind, von denen 50 den Tagelöhnern gehören und dieſer Be
zirk ſoll 80 Zentner Schlachtvieh liefern, ſo haben
davon 29 Zentner die Tagelöhner zu liefern. Die Herren
Schlachtviehaufkäufer des Kreiſes veranlaſſe ich hierdurch,
auch die Wirtſchaften der Tierhalter mit 1 und 2 Rindern,
alſo auch diejenigen. der herrſchaftlichen Tagelöhner, nach
Rückſprache mit dem betreffenden Gutsvorſteher daraufhin zu
prüfen, welche Stücke von dieſen angefordert werden können.
Sodann erſuche ich, dafür Sorge zu tragen, daß dieſe Stücke
zur Ablieferung gelangen. Gegebenenfalls erſuche ich, die
Enteignung durch mich zu beantragen. Bei dieſer Reviſion
der Rinderbeſtände können die Gendarmen Hilfe leiſten.
Nötigenfalls erſuche ich, ſich mit dieſen in Verbindung zu
ſetzen.

Rummelsburg, den 4. März 1020.
Der Landrat Dr. Breher.“

Der Zentralverband der Forſt-, Land und Weinbergs
arbeiter Deutſchlands macht darauf aufmerkſam, daß in der
Landarbeiterſchaft im allgemeinen heftiger Unwille und Ver
bitterung über die von der Reichsregierung noch immer auf
rechterhaltenen Deputatauslieferungsbeſchränkungen herrſcht
Die den Landarbeitern drohende Enteig-
nung ihres Deputatviehs iſt die Urſache
weiterer tiefgehender Erregung, weil ihnen
dadurch die Vorausſetzung ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz und
ihrer Familienernährung zum größten Teil entzogen wird.
Der Abg. Behrens (deutſchnationa) ſtellt in einer
Anfrage in der Nationalverſammlung die Frage:

Billigt die Reichsregierung dieſe Maßnahme, den Land
arbeitern die Milchkuh zu enteignen?

Welche Maßnahmen hat die Reichsregierung ange
ordnet, um ſolche rigoroſe Schädigungen der Landarbeiter
zu verhindern?

Bismarckfeiern in Friedrichsruh. An Bismarcks Grabe
fänden am Geburtstage des Alt Reichskanzlers auch in
dieſen ſchweren Tagen Gedächtnisfeiern ſtatt. Der von
der Deutſchen Volkspartei veranſtalteten wohnten bei die Frau
Fürſtin Bismarck und ihr Sohn Fürſt Otto v. Bis
marck, weiter Graf und Gräfin Kayſerling und die Pro-
feſſoren Len z und Frank. Jn der Rede warnte Hauptpaſtor
D. Dr. Rode vorm Verzagen. Wie auch die Staatsform ſich
geſtalten möge, auf Bismarck werde man ſich immer wieder be
ſinnen müſſen. Darauf erfolgte der Einzug in die Gruft
kapelle. Dr. Rode legte einen Kranz mit ſchwarz-weiß-
roter Schleife nieder. Dann erſchienen die Deutſch
nationgalen, die Vertreter der Studentenſchaft, des
Deutſchtums im Auslande des Deutſchnationalen
Handlungsgehilfenverbandes uſw. Die Anſprache
hielt Alfred Roth Hicran ſchloß ſich ein Beſuch des Schloſſes
und des Sterbezimmers. Jn Hamburg fanden noch große
Feiern der Deutſchen Volkspartei und der Deutſchnationalen
Volkspartei ſtatt. Hier ſprach Graf Weſtarp, der Bismard
als einen ganzen Sohn ſeines Volkes feierte. Heute kann es
nur beſſer werden, wenn Grtt dem deutſchen Volke wieder einendiebedürfniſfe. Die neue Stellung der Gewerkſchoften

ſe ſeſber auch verändern; ſie werden mehr zu allge
e Hroduktionsvolitik übergeben

andelt ſich um eine nachträglich hergeſtellteIſchung. Und die „Freiheit“ wird 5 wohl noch
ä

müſſen: micht mehr näher über ihr Dokument äußern müſſen, wenn ſie ſich nicht land über geg.

großen Mann ſchenkt. D ſolle man Gott vertrauen und
beten und arbeiten. Man fang bewegt: „Deutſchland, Deutſch
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in Sachſew
X Weimar, 6. April. (Was die organiſierte

rbeiterſchaft Weimars fordert. Außerordentlich
erkenswert für die bürgerlichen Parteien ſind die Forde-

xungen, welche die organiſierte Arbeiterſchaft Weimars in einer
en, zu dieſem Zweck einberufenen Verſammlung aufgeſtellt
und die vorausſichtlich zuſammen oder einzeln über den

andtag an die Regierung geſtellt werden. Jn erſter Linie wird
ie Entlaſſung aller Berufsoffiziere gefordert,

da ſie es geweſen ſeien, welche die Hauptträger des Putſches ge
weſen und auf die Wiederherſtellung der Monarchie hinſtrebten.

Arie iſt das geſamte Militär einſchließlich der Einwohnerwehren und ähnlicher
mit Waffen ausgerüſteter Formationen und durch eine Volks
wehr zu erſetzen, die ſich aus einer ſtändigen und nichtſtändigen
Truppe zuſammenſetzt. Die Materie wird durch ein Geſetz im
Einverſtändnis mit der organiſierten Arbeiterſchaft geregelt. Die
Penſionen aller Offiziere ſind aufzuheben,
da letztere den Beſtand der Republik beſtändig bedrohen; die Vor
bereitungen hierzu hat die Regierung (Landtag) bei der Reichs
regierung einzuleiten. Die durch den Generalſtreik der Arbeiter
ſchaft entgangenen Lohnausfälle ſind durch den Staat
zu erſetzen und zu dieſem Zweck das bewegliche und
unbewegliche Vermögen der am Putſch Be
teiligten heranzuziehen bzw. zu enteignen. Die
Putſchiſten ſind zu harter, produktiver Zwangs-
arbeit heranzuziehen. Da nach Auffaſſung derArbeiterſchaft von der gegenwärtigen Rechtſprechung ein dahin-
zielendes Urteil nicht zu erwarten iſt und das Vertrauen zu
unſerer Rechtspflege ohnedies ſtark im Schwinden begriffen iſt, ſo
wird die Errichtung von Volksgerichten gefordert.
Bezüglich des ehemaligen Großherzogs wird die Enteignung
alles Vermögens und Grundbeſitzes im Lande, ohne daß man
ſich mit ihm weiter in eine rechtliche b n einläßt,gefordert; da der Fürſt der Mittelpunkt monarchiſcher Pro

anda ſein würde, ſo muß ihm der Aufenthalt im Lande ver
agt werden. Um die Arbeiterſchaft mit ausreichenden Nahrungs

mitteln verſehen zu können, muß den Landwirten die
Anbaufläche vorgeſchrieben werden. Die Pacht-
verträge der Pfarrländereien gelöſt werden und
dürfen die Parzellen nur an Nichtlandbeſitzer bzw. Land
bedürftige abgegeben werden. Die Verwaltung iſt durchweg zu
demokratiſieren und der Beamtenapparat durch
Arbeiterräte zu überwachen. Gegenüber der Re-
gierung, die ſich von den Putſchiſten überraſchen ließ, haben die
Arbeiterräte die Rolle eines politiſchen
Beobachtungspoſtens zu übernehmen. Schließlich wird
eine ſcharfe Ueberwachung der rechtsſtehenden
politiſchen Preſſe ſowie eine Amneſtie allepolitiſchen Vergehen der letzten Zeit natürlich ausſchließlich
der Hochverräter gefordert.

—ö Eiſenach, 6. April. Verkauf des Kurhauſes.)
Der Gemeinderat ſtimmte definitiv dem Verkauf des Eiſenacher
Kurbades für 500 000 M. an die Aktiengeſellſchaft „Karolinen-
quelle“ zu. Gefordert waren 626 000 M. Die genannte Geſell
ſchaft kaufte auch das bekannte Hotel „Fürſtenhof“, welches den
Kurbadzwecken dienſtbar gemacht werden ſoll. Der große Konyreß-
ſaal, einer der ſchönſten und geräumigſten Säle Thüringens, wird
nach wie vor auch weiterhin zur Abhaltung großer Kongreſſe uſw.
zur Verfügung geſtellt werden.

Gotha, 6. April. (Doppelraubmord.) Ein Doppel-
raubmord wurde am erſten Oſtertage in den Anla au einem
Brautpaar verübt. Spaziergänger fanden die Lei der durch
Kopfſchüſſe Getöteten, welche vollſtändig mit Steinen bedeckt
waren. Die Leichen waren ausgeplündert, ſogar die Schuhe
zeblten. Die Täter ſind noch nicht ermittelt, dürften aber wohl
anter den zahlreichen Verbrechern zu ſuchen ſein, welche bei den
ſetzten Unruhen aus den Gefängniſſen befreit wurden.
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Halle, 7. April.

Zeitfreiwillige und Bürgertum
Aus Halle geht dem Berliner „Reichsboten“ folgende Zu

chrift eines Zeitfreiwilligen zu, die leider nur zu be
vochtigte Klagen enthält. Wir geben ſie in der Abſicht wieder,
dadurch wenigſtens einem Teil des Bürgertums das Ge-
wiſſen zu ſchärfen. Die Zuſchrift lautet:

Als am 15. März in Halle a. d. S., dem Zentrum ſparta
Kſtiſcher Agitation in Mitteldeutſchland, die Unruhen ausbrachen,
meldete ich mich gleich vielen anderen Studenten als Zeitfrei
williger bei der Reichswehr. Wenn in den oft ſchwierigen
Kämpfen in Halle das Militär nicht wie in anderen Städten ein-
ach an die Wand gedrückt wurde, ſondern nach kurzer Zeit die
Oberhand gewann, ſo iſt dies nicht zum wenigſten der Hilfe der

Streifkompagnien, die zum weitaus größten Teil aus
kademilkern beſtanden, zu verdanken.

Trotzdem ſtieß man es iſt eine von uns allgemein ge
machte Beobachtung beim Bürgertum auf einen geradezu
erſtaunlichen Mangel an Verſtändnis. Da wir alle in Musketen
ſiefeln und Feldmütze, ohne Unterſchied unſerer früheren
Dienſtgrade, umherliefen, ſo konnten wir in viel höherem Maße
mit allen Kreiſen der Bevölkerung Fühlung nehmen, als es
einem in der Offiziersuniform möglich iſt. Daß wir von der
Linken als „Kapphengſte, jugendliche Heldenknaben“ uſw. mit
Kot beworfen wurden,
wurde, braucht eigentlich nicht erwähnt zu werden es wäre zu
verwundern, wenn es nicht ſo geweſen wäre. Aber daß der
Bürger, deſſen Haus wir ſchützten, unſerm Tun nicht gerecht
wurde, das iſt ein trauriges Zeichen für die Jntereſſenloſigkeit,
die noch in weiten Kreiſen unſeres Volkes herrſcht, ſelbſt da, wo
das Geſpenſt des Bolſchewismus greifbare, ſcharf umriſſene
Formen anzunehmen droht. Uns war es nicht um den Dank
der Stadt Halle zu tun oder um anerkennende Schreiben des
Magiſtrats, ung beſtimmte allein der Gedanke, daß das Vater
land uns brauchte; aber es tut einem in der Seele weh, wenn
man auf Schritt und Tritt auf Gleichgültigkeit ſtößt bei denen,
Mr die man ſein Leben eingeſetzt hat.

Darf man ſich wundern, wenn mancher die Flinte ins Korn
wirft: „Macht euren Kram nächſtens ſelber!“ Wann wird das
deutſche Volk endlich erkennen, um was es ſich handelt? Geht
es uns immer noch nicht ſchlecht genug? Oder ſieht es der
Bürger als ſelbſtverſtändlich an, daß wir Studenten, die wir
zum großen Teile im Felde Offiziere geweſen ſind, einen er
heblichen Teil dieſes ohnehin ſchon viel zu kurzen Semeſters
darauf verwenden, in einer wildfremden Stadt mit Gewehr und
Handgrangte in der Hand Leben und Eigentum der Bürger zu
ſchützen, Tag und Nacht die Leiden eines Bürgerkrieges auf uns
zu nehmen, wo es uns doch frei ſtand, die ungaſtliche Stadt zu
verlaſſen Gewiß, es iſt von jeher der Ruhm der akademiſchen
Jugend geweſen, daß bei ihr der Jdealismus eine Stätte fand,
aber warum macht man es uns ſo ſchwer, dieſen Jdealismus
zu bewahren, den wir aus der großen Zeit mit hinüberretten
möchten in die Zukunft?

Einen beſtimmten Fall möchte ich ergählen: Auf unſeren
ächtlichen Patrouillen hatten wir einige Stunden Ruhe in
einem Hauſe an der Grenze der Stadt. Der Hausbeſitzer, ein

enieur, e jen ſelbſt und wies uns, 15 Mann, in ſeiner

n u a u h

daß in jeder Weiſe gegen uns gehetzt

e

gelegene Hammer, ein dald beerſtehendes Lokal, wollte er und
nicht einräumen, „es möchte ſonſt der Rauch von Jhren Ziga-
Fage hineinſchlagen“. Wegen des Verſagens der Waſſerleitu

erdas auf en Fall mit Tabakqualm in Berührung kommen
durfte. Wie nimmt ſich daneben die Begeiſterung aus, mit der
das deutſche Volk 1914 feine Krieger beherbergtel Jetzt waren
wir gut genug. mit der Waffe in der Hand Ruhe und Ordnuzu ſchaffen und den friedlichen Bürger zu ſchützen, aber er ſelbſt

wollte nichts damit zu tun haben! Jn dieſem einen bezeichnen-
den Falle trat uns die Karikatur des Spießbürgers deutlich vor
Augen. Wann wird ſich unſer Volk endlich klar werden über die
Größe der Gefahr, in der es ſchwebt? Wann wird es ſich auf
raffen aus dem Schlaf ſeiner Gleichgültigkeit, und wann werden
alle Kreiſe den Mut finden, offen Stellung zu nehmen in dem
Kampfe um unſere Exiſtenz und die Sicherung unſerer Zukunft?

Ein Zeitfreiwilliger.
Weitere Milderung der Gasſperre

Mit Wirkung von Donnerstag, den 8. April, werden bis auf
weiteres die Gasabgabezeiten anderweit wie folgt feſtgeſetzt:

vormittags 5--8 Uhr,
mittags 11--3
abends 6-11 (Sonnabends von 6—-12 Uhr.

Außerhalb dieſer Zeiten darf dem Rohrnetz Gas nicht ent
nommen werden.

Halle, den 6. April 1020. Der Magiſtrat.
Straßenbahnfahrkarten für Kriegsbeſchädigte. Auf Grund

einer Neuregelung müſſen ſich die Kriegsbeſchädigten, die 50 Proz.
und mehr erwerbsunfähig ſind, im Büro der Kriegsbeſchädigten-
Fürſorge, Neue Promenade 3, unter Vorlage ihres Renten
beſcheides oder Militärpaſſes oder ſonſt einer Unterlage, aus der
die Erwerbsbeſchränkung hervorgeht, zur Aufnahme melden.
Die Eintragung in dieſe neue Liſte erfolgt alltäglich bis einſchl.
12. April wochentags in den Nachmittagsſtunden von 8-6 Uhr.
Zu einer anderen Zeit werden Anmeldungen nicht entgegen
genommen. Die Kriegsbeſchädigten wollen ſich außerdem bis
zum 15. April ein Lichtbild beſchaffen, welches bei der Ausgabe
der Karten in die Fahrkarten eingeklebt wird. Die in den Händen
der Kriegsbeſchädigten befindlichen StraßenbahnFreifahrkarten
behalten bis zur Ausgabe der neuen Karten ihre Gültigkeit, vor
läufig bis zum 15. April.

FSamilien- Nachrichten
Geburten: Hans Heun (Tochter).
Verlobungen: Martha Kanitzſch und Max Johannſen.

Lieschen Schüler und Kurt Herrmann Helene
Böttcher und Karl Angermann, Döllnitz. HeleneBurgmann und Karl Ludwig. Gertrud Groſſe und
Wilhelm Pitzſchke.

Vermählungen: Werner Zobel und Kitty Adami.
Heinrich Wachsmuth und Lydig Lilie, Ammendorf.

Todesfälle: Am 5. April Kaufmann Kurt Müller im
35. Lebensjahr. Am 85. April Marie Schilling geb. Jſing
im 72. Lebensjahr. Am 6. April Hanna Britting geb. Veit

Am 83. April Emmy GSberwein geb. Göäbler im 87. Lebens
jahr. Am 4. April Lina Teich mann im 80. Lebensjahr.
Am 23. März Elſe Montan im 81. Lebensjahr.

H. Sportberichte
Die Kämpfe um die Mitteldeutſche Meiſterſchaft

Am Karfreitag und am 1. 2 wurden die Spiele um
die Verbandsmeiſterſchaft fortgeſetzt. Jn Plauen ſchlug Con
kordia den Dresdener Meiſter Sportverein 06 über
raſchend mit 5:2 (2:1) und brachte dieſem die erſte Niederlage
bei und in Magdeburg mußte ſich der dortige Meiſter S. C. 1900
ebenfalls zum erſten Male geſchlagen bekennen, da der Thüringer
Meiſter Sportklub Erfurt mit 1:0 ſiegreich blieb. Die
Erfurter ſind die einzige Mannſchaft, die noch keine Punkte ver
loren hat und zurzeit an der Spitze der Tabelle marſchiert. Sie
hat allerdings ihre ſchwerſten Spiele gegen V. f. B. Leipzig
P rer Sane noch vor ſich. Der Stand der Spiele iſt
olgender:

Geſp. Gew. Unentſch. Verl. Torverh. Punkte

Sportklub Erfurt 2 2 0 0 5:2 4V. f. B. Leipzig 2 0 2 0 1:1 2Conkordia Plauen 2 1 0 1 7:6 2S. C. 1900 Magdeburg 2 1 0 1 1:1 2Wacker Halle 2 0 1 1 0:1 1Sportver. 06 Dresden 2 0 1 1 3:6 1
Volkswirtſchaft

Jn letzter Stunde
N. G. C. Jm Hinblick auf die Entſcheidung, die in den bald

nach Oſtern zu Paris ſtattfindenden Verhandlungen über die
Ablieferung des Reſtes der deutſchen Handelsflotte gefällt
werden ſoll, dürften die nachſtehenden Ausführungen von
größter Bedeutung ſein. Sie beruhen auf unanfechtbaren wirt
ſchaftlichen Unterlagen. Es handelt ſich jetzt um Sein
oder Nichtſein der deutſchen Volks wirtſchaft.

Jm Frieden von Verſailles hatten wir die Verpflichtung
eingehen müſſen, bis zum 10. März den Reſt unſerer Schiffe
über 1600 Tonnen abzuliefern, ſowie ferner die Hälfte der Fahr
zeuge mit einem Frachtraum zwiſchen 1000 und 1600 Tonnen.
Wenn wir dieſe ſchweren Bedingungen erfüllten, ſo würden uns
von dem geſamten Frachtraum der deutſchen Handelsflotte, der
5,24 Millionen Bruttoregiſtertonnen gegen Ende des Jahres
1913 betrug, nur annähernd 26 Million Bruttoregiſtertonnen
verbleiben, und dieſe in Schiffen, die ſich zumeiſt nur für
Fahrten bis Spanien eignen. An dem Beiſpiel der Erz
zufuhr von Ueberſee ſei hier kurz klar gemacht, welche
geringe Bedeutung dieſer klägliche Reſt unſerer einſt ſo ſtolzen
Handelsflotte für das deutſche Wirtſchaftsleben hat. Jm Jahre
1913 belief ſich unſer geſamter Erzimport auf etwa 12 Millionen
Tonnen, darunter 8,6 Millionen Tonnen Eiſenerze aus
Schweden, Algier und Spanien. Nach dem Wegfall der
lothringiſchluxemburgiſchen Erzgebiete aus dem deutſchen Zoll
verbande iſt der Umfang unſerer Eiſeninduſtrie naturgemäß
ein weſentlich geringerer. Nimmt man den Bedarf an Erz
zufuhr aus dem nahen Schweden nur in Höhe von 3 Millionen
Tonnen jährlich an, ſo würden dafür allein 300 000 Brutto
regiſtertonnen erforderlich ſein. Wie ſoll der Frachtverkehr mit
ſo kleinen Transportmitteln bewältigt werden Wie werden in
Zukunft 55 oder 60 Millionen Deutſche ihr Leben friſten können
ohne Seeſchiffahrt? Darum muß die Regierung woch in
letzter Stunde alles daran ſethzen, uns vor der Hergabe
des letzten kläglichen Reſtes unſerer Handelsflotte zu bewahren.
Sie iſt dies dem Volke einfach ſchuldig, will anders ſie nicht
ſelber deſſen völligen Zuſammenbruch geſchehen laſſen und ver
antworten. Unſere Unterhändler in Paris dürfen über den
furchtbaren Ernſt der Lage nicht den leiſeſten Zweifel walten
laſſen es iſt die letzte Stundel Möge ſie die geeigneten
Männer finden!

Aktiengelellſchaften
Bankverein Artern. Es wird eine Dividende don 9 Proz.

(0) vorgeſchlagen.
Die AnhaltDeſſaniſche Landesbank errichtet in Mühlberg an

der Elbe eine ſelbſtändige Zweigniederlaſſung.
Aus dem Ligneſekongern. Der Lignoſekonzern Berlin kaufte

Seifentabrik u. Nagel in Zorn ſt, un dort weben

in dieſem Lokal einige Kübel mit Waſſer gehamſtert,

geren rin zu erzeugen und ſpäter einer chemtſchen Fat
zugliedern.

indener Brauerei in Hannover. Die Geſellſchaft erwarh z
Aktienmehrheit der Eisleber Aktienbrauerei vor
mals Wilh. Beinert.

Erhöhung ber Elbefrachten. Die Elbefrachten haben eine Ed

n er en t durch die r und di7 e gehenße gerungen. Die Erhöhung beträgt etw

Hanclels-Schrifttum
Die Zwangswirtſchaft und die Durchführung der beſchrän,

ten Ablieferungspflicht (Syſtem Roeſicke) im General-Gouverne,
ment Belgien während der deutſchen Beſetzung. Von Dr. Rade
macher, Merſeburg. Verlag P. Parey Berlin. Preis 1220 un
Teuerungszuſchlag. Der Verfaſſer bringt die mit der Zwang.
wirtſchaft in lgien gemachten Erfahrungen durch drei Leit,
ſätze zum Ausdruck: Den Preis regelt Angebot und
Nachfrage. Zwang verringert die Produktion
Der Staat iſt kein Händler. Das Verſagen der Zwang
wirtſchaft in Belgien führte zur Einführung der beſchränf,
ten Ablieferungspflicht, deſſen vollſtändige Erprobuy
und vorausſichtliche Bewährung durch den Zuſammenbruch 191
verhindert wurde. Vielleicht iſt auf dem Wege über dieſe he,
ſchränkte Ablieferungspflicht eine Befreiung un ſeret
Abel rthaft von der Zwangsvwirtſchaft

i

Berliner Börſenberiſchte
Börſenſtimmungsbild. Die Beſetzung Frankfurts und

ſtadts übte u die Kursbewegung an der Börſe zunächſt keinen
Einfluß aus, da man der Meinung war, daß dieſer Gewaltaht
da er anſcheinend nicht im Einverſtändnis mit den anderen Re
ierungen erfolgte, nur eine Epiſode bleiben werde. Für dieſe
uffaſſung bot auch die Preisbewegung ausländiſcher Zahlung.

mittel einen Rückhalt. Dieſe waren weiter angeboten und rüc,
gängig, zumal aus Holland in Bankkreiſen höhere a von
heute vorlagen. Die Kurſe ſtiegen auf der ganzen Linie räftig
weiter, und man verwies auf das infolge der andauernden Ver,
mehrung der Zahlungsmittel im Ueberfluß vorhandene und An.
leihe ſuchende Kapital Ausgeſprochen feſte Haltung zeigten auch
deutſche Rentenwerte, vornehmlich preußiſche Konſols, und Schatz
anweiſungen. Sprunghaft ſetzten ihre Kursſteigerungen Paket,
r und im Anſchluß daran Lloyd, ſowie in maäßigem Umfange
ie anderen Schiffahrtswerte fort. Mit Ausnahme von Phönir

wurden auch alle Montanwerte und beſonders oberſchleſiſche um
10 bis 20 Prozent höher bewertet. Recht feſt lagen auch Farb
werte und elektriſche Aktien bei teilweiſe kräftigen Kursbeſſe,
rungen. Beträchtlich ſtiegen auch Kali- und von Petroleut-
aktien Deutſche Erdöl und Deutſche Petroleum. Von Valuta-
papieren waren Mexikaner ſchwächer, dagegen Schantung etwa
80 Prozent 7 Das anfangs lebhaftere Geſchäft wurde ſpäter
ſtiller. Die urſe. ſtiegen aber beſonders am Montanmarkt
weiter. Oeſterreichiſche und ungariſche Renten waren wenig
verändert. Mexikaner gaben nach mit Ausnahme der Bewäſſe
rungsanleihe.

Produktenbericht. Am Produktenmarkt war die Unter
nehmungsluſt ſehr gering. Lokoware war in kleineren Poſten
etwas mehr gefragt. Jn Hülſenfrüchten ſind die Käufer ſehr
zurückhaltend, und das Geſchäft iſt noch nicht wieder in Fluß
gekommen. Dasſelbe gilt für Peluſchken, Ackerbohnen, Wicken
en Lupinen. Heu und Stroh waren billiger zu kaufen. Wetter

egen.
Deviſen-Notierungen. gerlin 9. J

er n, Ipril.Geld Brief Geld Brie
Brüſſel-Antwerp. 489/, 490, Paris 4541 455Ehriſtiania 1523 1326 Schweiz nisse wen
Kopenhagen 12731 1276 Spanien 11681 1171Stockholm Se alte 1597 260elſingfors 37960 38040 Oeſterreich abgeſt. 31,96

r 5 Ztg en 91,50 926u ap eIm freien Verkehr wurden nicht amtlieh ermittelt:
Deuntsche Werte Deutsehe Veberse e- Bl. 1400

41 W Deutsche Scha Deutsche Erädöl 889.seheine VI-IX 76.10 Deutsehe Gasglähl. 5200,5 Deutsche Reichsanl. 79,75 Deutsche Kali 500
4 e e 76,49 Deutsehe Waff. n. Nun 460,3 t 69.75 onnersmarkhütte 405,3 v 7 Döring u. Lehrmann 170.h remeo Konsaois 75 Pia r de

v Dlberſelder Farben 450cher Stadkanl. 8966 63,10 Fotggihgrd Brauerei 282

arlI. en U. 543.4 Magdeb Stadtanl. 91/06 101.75 Gaemotoron Donta
49 n. Sächs. Iandseh aft- Gebhardt u. Co.

liche Pfandbriefe Gebhardt u. König 3254 Prenss. Centr. -B Golsenkireh. Bergb. 362,
Pfandbriefeo 101.80 Glanziger Zuekerfbr. 503,-4 Preuss. Hypot. -Bank- HRallesche Masech.-Fabr. e
Pfandbriefe 1911 104, Hann. Masch. l 432.Dessauer Gas-Oblig. Er. Berg 384.r asper Disen 410Ansjänd. Werto Fee.4 Oesterr. Kron. Rente 35,50 I. löoeseh Visen u. Stahl 425,4 Ungar. Gold-Rente 72.25 Hobeniohe- Werke 2504 Vngar. Kronen-Rente omgoldgaiaset

Visenvahn-Aktien: se-Berg bauHalberstadt -Blankenb. FranHalle-Hettstedter 92, r. 27Sehantungbahn l. Körbisd. Zueker- Akt.Ailg Lokal ser Kyffhäuserhütte eSr. er Sir u er IMagdeburger Str. -B. 1 an pütta eIux. Prinz Heinrich. B. 700 in o r.Srientrain ine enSehiſtahrts-AKt. Luäwig Loewe u. 435Hambg. Paketfahrt 227 80 Lothringer Hütte 353Hambg.-Südamerika 28. Mannesmannröhren 473,-
Hansa-Dampfsehif 389.75 Maschinenfabr. Bnekan 271,

er 198 50 r e e.anken 0. aro Heg.Bank für Thür. 160 do. KokswerkeBeri Handelsges. 210., Orenstein u. Koppel 367,
Comm u. Diskontobank 178, hönix-Berghb. 5255Darmstädter Bank 142, RKhein. Metall-Vorz. 310Dess. Landesbank Rhein. Stahlwaren 408,-Deutsche Banx 317.50 Riebeek. Montan 350Diskonto-Comm. 236. Rombacher HöüttenDresdner Bank I 188,75 ositzer Braunk. 360Credit-Anst. Leipzi 179.50 Rositrer Zucker 270Mitteld. Kreditban 147. Sangerhänser Maseh. 77n Privat B 164.50 Hugo Schneider u. Co 330,
Nationalbank 143. Sehnokert u. Co. 2Oesterr. Kredit 125. iemens u. Halske 370,Reichsbank 154. Ztettiner t cettiner VolkanIndnsetrier Aktien Stoliberger 2 v.
r e Strals. Spielkartent. 1. Bilin u aem. Bier. den I IAmmendorfer Papiert. W riptiſs- Art. Gese. 300,Anbhalter Kohlenw. 310. Türrigeno Tabaxregie t
Anvaberger Stoingut 355 er. Köln-Rottweiler 392.2
Badische Anilin 5360 60 Glanzatoft Ripert 1405
Ber r Art. Woegelin u. Rübner 205.B 3 Masch.- an e n nBiemarerhütto e 4565, ehe 905.-
Bochumer Gubetahl 39 Wittener Gubetabi 870
5377 r n Wrede-Mulzerei 155,Se e Zeilen Weinenonsoli da were erfabr S Otavi-Minevn

aimler-MotorenDeutsch-Luxemburg 364. Tendenz kest

Hauptſchriftleiter. Helmur Söttcher.

wirtſchaft und Jyort: Hans Heiling: ihr den geſamten übrigen redaktionel

Deil: Erich Sellheim.
nzeigenteil: Paul Kerſten: ſämtlich in Halle a. S.

Verant wortlich für Politik Helmut Böttcher für politiſche Nachrichten, 2

Al Otto Thiele, Buth- und Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitung. Ho
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